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Entwurf eines Gesetzes zur endgültigen Regelung über Altschulden 
landwirtschaftlicher Unternehmen 

(LandwirtschaftsEnd-Altschuldengesetz - LwEndAltschG) 


A. Problem 

Die landwirtschaftlichen Unternehmen in der ehemaligen Deutschen Demokra- 
tischen Republik waren zum 1. Juli 1990 mit Kreditverbindlichkeiten in Höhe 
von rd. 3,9 Mrd. Euro belastet. Die von der Bundesregierung zur Lösung dieser 
Problematik getroffenen Maßnahmen (Teilentschuldung durch die Treuhandan- 
stalt, Rangrücktrittsvereinbarungen mit den Banken auf der Grundlage von § 16 
Abs. 3 des DM-Bilanzgesetzes) haben dazu geführt, dass sich die landwirtschaft- 
lichen Unternehmen in den neuen Ländern erfolgreich umstrukturieren und ihre 
wirtschaftliche Lage stabilisieren konnten. Dennoch liegt der durch aufgelaufene 
Zinsen Gesamtschuldenbetrag nahezu unverändert bei 2 Mrd. Euro. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat in seiner Grundsatzentscheidung vom 8. April 1997 die 
Verfassungsmäßigkeit der getroffenen Altschuldenregelungen bestätigt; jedoch 
dem Gesetzgeber eine Beobachtungs- und gegebenenfalls Nachbesserungs- 
pflicht hinsichtlich der Zielerreichung der bilanziellen Entlastung bis zum Jahr 
2010 aufgegeben. In diesem Zusammenhang ist deutlich geworden, dass bei 
Fortführung der bisherigen Regelungen unter Berücksichtigung steuerlicher 
Auswirkungen letztlich nur ein Barwert von rd. 7 Prozent der Altschulden ein- 
schließlich aufgelaufener Zinsen zurückgezahlt wird. Gleichzeitig zieht sich die 
Dauer der Rückzahlungen weit über das Jahr 2010 hin. 

Den Auftrag des Bundesverfassungsgerichts aufgreifend, die bisherigen Rege- 
lungen zu ändern, wenn sich die Entlastungen der Unternehmen als nicht aus- 
reichend erweisen, hat der Gesetzentwurf das Ziel, eine endgültige Lösung der 
Altschuldenproblematik zu erzielen. Hierfür wird ein einfaches pragmatisches 
Verfahren gewählt, das einerseits Rechtsklarheit für den Altschuldner schafft und 
andererseits für den Bundeshaushalt sofort einen über den von der Bundesregie- 
rung errechneten Rückzahlungsbetrag einbringt. 
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B. Lösung 

Erlass des vorliegenden Gesetzes mit folgenden Eckpunkten: 

- Die Ablösung der Altschulden erfolgt in Höhe von 33 Prozent der real beste- 
henden Altschulden. 

- Die Rückzahlung der reduzierten Altschulden bei kapitalmäßiger Verzinsung 
erfolgt innerhalb von 15 Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

- Der auf der Grundlage des DM-Bilanzgesetzes zwischen dem Altschuldner 
und der Gläubigerbank vereinbarte Rangrücktritt bleibt bestehen. 

- Das Kreditinstitut geht in Höhe der reduzierten Altschulden in Vorleistung 
und zahlt dem Bund einen einmaligen Betrag in dieser Höhe. 

- Das Ausfallrisiko für Zins und Tilgung der reduzierten Altschulden im Insol- 
venzfall trägt der Bund. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur endgültigen Regelung über Altschulden 
landwirtschaftlicher Unternehmen 

(LandwirtschaftsEnd-Altschuldengesetz - LwEndAltschG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Altschulden, Kreditnehmer 

(1) Altschulden landwirtschaftlicher Unternehmen (land- 
wirtschaftliche Altschulden) im Sinne dieses Gesetzes sind 
diejenigen Kredite, 

1 . die landwirtschaftliche Unternehmen oder mit diesen ver- 
bundene vor- und nachgelagerte Unternehmen oder 
Molkereigenossenschaften vor dem 1. Juli 1990 von der 
Genossenschaftsbank Berlin oder deren Rechtsvorgänge- 
rin, der Bank für Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirt- 
schaft, erhalten haben, und 

2. über die am [einsetzen: Tag nach der Verkündung dieses 
Gesetzes] noch bestandskräftige Rangrücktrittsvereinba- 
rungen bestehen, die auf der Grundlage - oder in entspre- 
chender, mit dem Bundesministerium der Finanzen abge- 
stimmter Anwendung - der „Arbeitsanweisung des Bun- 
desministeriums der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten für Maßnahmen zur bilanziellen Entlastung von 
landwirtschaftlichen Unternehmen in der geänderten Fas- 
sung vom 15. Juni 1993“ abgeschlossen wurden. 

Die landwirtschaftlichen Altschulden umfassen auch aufge- 
laufene und noch bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes auf- 
laufende Zinsen. 

(2) Als Kreditnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten die 
Schuldner der in Absatz 1 bezeichneten landwirtschaftlichen 
Altschulden und die Unternehmen, die durch gesonderte Ver- 
träge in die Rangrücktrittsvereinbarungen der Schuldner ein- 
bezogen sind. 

§2 

Höhe der Rückzahlungsverpflichtung 

(1) Landwirtschaftliche Altschuldennach § 1 Abs. 1 sind 
in Höhe von 33 Prozent zurückzuzahlen. Dieser Betrag ist zu 
marktüblichem Zins, der am . . . [einsetzen: Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] gilt, zu verzinsen. Der Zins wird vom 
Bundesministerium der Finanzen im Bundesanzeiger be- 
kannt gegeben. 

(2) Die landwirtschaftlichen Altschulden sind in einem 
Zeitraum von fünfzehn Jahren bei gleich bleibenden Annui- 
täten ab dem . . . [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes] zurückzuzahlen. 

(3) Sondertilgungen sind jederzeit möglich. 


§3 

Rangrücktritt 

Der zwischen dem Kreditnehmer und der Gläubigerbank 
vereinbarte Rangrücktritt bleibt in Höhe des nach § 2 Abs. 1 
zurückzuzahlenden Betrages sinngemäß bestehen. 

§4 

Vermögensauseinandersetzung 

(1) Der den Rückzahlungsbetrag in § 2 Abs. 1 Satz 1 über- 
steigende Teil der landwirtschaftlichen Altschulden steht für 
die Vermögensauseinandersetzung in der Landwirtschaft- 
lichen Produktionsgenossenschaft, aus der der Kreditnehmer 
hervorgegangen ist, nicht zur Verfügung. 

(2) Der den Rückzahlungsbetrag in § 2 Abs. 1 Satz 1 über- 
steigende Teil der landwirtschaftlichen Altschulden verbleibt 
in einer Rücklage, die nur zum Ausgleich von Verlusten oder 
zur Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln verwendet 
werden darf. 

§5 

Vorleistung des Kreditinstituts 

Abweichend von § 43 a des DM-Bilanzgesetzes zahlt die 
... Bank bis zum [1. Januar 2005] einmalig an den Aus- 
gleichsfonds Währungsumstellung einen Betrag in Höhe der 
sich aus § 2 Abs. 1 Satz 1 ergebenden gesamten Riickzah- 
lungsverpflichtungen aller Kreditnehmer. Der Ausgleichs- 
fonds Währungsumstellung kann mit der ... Bank zur Ver- 
meidung unbilliger Härten eine von Satz 1 abweichende Zah- 
lungsweise vereinbaren oder Hilfestellung bei der Besiche- 
rung zur Refinanzierung des Betrages nach Satz 1 geben. 

§6 

Ausfall von Tilgung und Zins 

Soweit wegen Insolvenz eines Kreditnehmers Tilgung und 
Zinszahlungen unterbleiben, hat die Bank gegen den Aus- 
gleichsfonds Währungsumstellung insoweit einen Anspruch 
auf Ausgleichzahlung. 

§7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am . . . [einsetzen: Erster Tag des Kalen- 
dervierteljahres, das auf das Kalendervierteljahr der Verkün- 
dung folgt] in Kraft. 


Berlin, den 10. Februar 2004 


Dr. Wolfgang Gerhardt und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzes ist eine endgültige Lösung der Altschul- 
denproblematik durch ein einfaches pragmatisches Ver- 
fahren. Innerhalb von 15 Jahren ab Inkrafttreten dieses 
Gesetzes sollen 33 Prozent der real bestehenden Altschul- 
den einschließlich der bis zum Inkrafttreten aufgelaufe- 
nen Zinsen an den Gläubiger zurückgezahlt werden. Der 
Gläubiger seinerseits zahlt dem Bund zeitnah mit dem In- 
krafttreten des Gesetzes einmalig und grundsätzlich in 
einer Summe einen Betrag in Höhe der gesamten Rück- 
zahlungsverpflichtungen aller Kreditnehmer. Das schuld- 
rechtliche Verhältnis zwischen den Altschuldnem (land- 
wirtschaftlichen Unternehmen) und dem Gläubiger bleibt 
hiervon unberührt, da die Rangrücktrittsvereinbaiungen 
sinngemäß bestehen bleiben. Das Ausfallrisiko für Zins 
und Tilgung der reduzierten Altschulden im Insolvenzfall 
trägt der Bund. 

2. Ausgangslage 

Die landwirtschaftlichen Unternehmen in der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik waren zum 1. Juli 
1990 mit Kreditverbindlichkeiten in Höhe von (umge- 
rechnet) rund 3,9 Mrd. Euro belastet (so genannte Alt- 
schulden). Um die im Zuge der Anpassung an marktwirt- 
schaftliche Verhältnisse erforderlichen Umstrukturie- 
rungsprozesse zu unterstützen bzw. überhaupt erst zu er- 
möglichen, hat die Bundesregierung saniemngsfähige 
Unternehmen mit zwei Maßnahmen zur Altschuldenrege- 
lung unterstützt: 

Zum einen übernahm die Treuhandanstalt auf der Grund- 
lage von Artikel 25 Abs. 3 des Einigungsvertrages Alt- 
schulden in Höhe von rund 0,7 Mrd. Euro. Zum anderen 
wurden unter der Voraussetzung, dass das Unternehmen 
ohne einen Rangrücktritt überschuldet oder der Fortbe- 
stand des Unternehmens ohne einen Rangrücktritt nicht 
gesichert gewesen wäre und den Unternehmen durch die 
zuständigen Behörden der Länder die Sanierungsfähig- 
keit bestätigt wurde, auf Grundlage der „Arbeitsanwei- 
sung des Bundesministers der Finanzen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten für Maßnahmen zur bilanziellen 
Entlastung von landwirtschaftlichen Unternehmen“ Alt- 
schulden in Höhe von rund 2 Mrd. Euro durch zivilrecht- 
liche Rangrücktrittsvereinbarungen (RRV) zwischen den 
altkreditführenden Banken und den landwirtschaftlichen 
Unternehmen gemäß § 16 Abs. 3 DM-Bilanzgesetz 
(DMBilG) bilanziell entlastet. Für die LPG-Nachfolge- 
unternehmen hatte der Abschluss einer RRV zur Folge, 
dass die Altschulden nicht mehr in die D-Mark-Eröff- 
nungsbilanz aufzunehmen waren. Hierdurch wurde eine 
ansonsten drohende bilanzielle Überschuldung dieser 
Unternehmen als Folge bestehender Altschulden vermie- 
den und die Eigenkapitalausstattung entsprechend ver- 
bessert. Die RRV sehen eine Bedienung der Altschulden 
zu äußerst günstigen Konditionen vor. Bei der Bemessung 
der Rückzahlungsverpfhchtung wird die wirtschaftliche 
Situation der Unternehmen berücksichtigt. Die bilanziell 


entlasteten Altschulden müssen im Fall der Gewinnerzie- 
lung lediglich in Höhe von 20 Prozent des handelsrecht- 
lichen Jahresüberschusses bedient werden. Den Unter- 
nehmen verbleiben somit 80 Prozent des Gewinns für 
Eigenkapitalbildung oder Ausschüttungen an Gesell- 
schafter. Bei Verlusten muss in soweit kein Altschulden- 
kapitaldienst erbracht werden. Allerdings sind die Unter- 
nehmen verpflichtet, sich in Anlehnung an Artikel 25 
Abs. 3 des Einigungsvertrages durch Veräußerung nicht 
betriebsnotwendiger Vermögens- und Betriebsteile selbst 
zu entschulden. 

Die Höhe der Kapitaldienstverpflichtung und die Rück- 
zahlungsdauer sind damit nicht von vornherein festgelegt. 
Zins- und Tilgungszahlungen sind zudem als Betriebsaus- 
gaben steuerlich abzugsfähig. Für die Verzinsung der Alt- 
schulden kommt nicht der in diesen Fällen marktübliche 
Zinssatz, sondern der von den Banken untereinander für 
mittelfristige Kredite berechnete Kredit niedrigere 3-Mo- 
nats-EURlBOR zur Anwendung. Abweichend von ge- 
wöhnlichen Kreditverträgen werden darüber hinaus Zin- 
seszinsen nicht erhoben und sämtliche Zahlungen der 
Unternehmen auf vom Rücktritt erfasste Altschulden in 
einen Zins- und Tilgungsanteil aufgegliedert. Mit jeder 
Zahlung wird somit der Altkredit - und damit die Bemes- 
sungsgrundlage für die Zinsberechnung - anteilig ver- 
mindert. Üblicherweise werden dagegen Zahlungen zu- 
nächst mit Kosten und Zinsen verrechnet und erst ein da- 
nach gegebenenfalls verbleibender Rest zur Tilgung ein- 
gesetzt. 

Für die Gläubigerbanken hatte der Abschluss von RRV 
gemäß § 13 Abs. 4 DMBilG zur Folge, dass die im Rang 
zurückgetretenen Forderungen gegenüber den LPG-Nach- 
folgeuntemehmen ebenfalls nicht in der D-Mark Eröff- 
nungsbilanz angesetzt werden durften. Im Gegenzug für 
den Nicht- Ansatz dieser Forderungen wurden den Ban- 
ken verzinsliche Ausgleichsforderungen gegen den Aus- 
gleichsfonds Währungsumstellung (AFW) auf der 
Grundlage von § 43a DMBilG zugeteilt. Hierdurch wur- 
den die Banken im Ergebnis so gestellt, als hätten die 
LPG-Nachfolgeuntemehmen die im Rang zurückgetrete- 
nen Altschulden bereits zurückgezahlt. Um eine Doppel- 
begünstigung der Banken auszuschließen, müssen diese 
sämtliche Zins- und Tilgungszahlungen, die sie bis Ende 
2029 von landwirtschaftlichen Unternehmen erhalten an 
den AFW abflihren. Der AFW hat diese Leistungen an 
den Erblastentilgungsfond (ELF) abzuführen, der sie wie- 
derum - soweit sie nicht für Abwicklungskosten der 
Außenhandelsbetriebe zu verwenden sind - an den Bun- 
deshaushalt weiterzuleiten hat (§ 6 Abs. 2 ELFG). Alle 
Zahlungen der landwirtschaftlichen Altkreditschuldner 
führen somit zu einer mittelbaren Entlastung des Bundes- 
haushalts. Eine zügige Tilgung der landwirtschaftlichen 
Altschulden hegt damit insbesondere auch im Interesse 
der Allgemeinheit bzw. des Steuerzahlers. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Grundsatz- 
entscheidung vom 8. April 1997 (BVerfGE 95, 267 
[314 f.]) die Verfassungsmäßigkeit der getroffenen Alt- 
schuldenregelungen bestätigt. Es hat dem Gesetzgeber 
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zugleich aber auch eine Beobachtungs- und ggf. Nachbes- 
serungsp flicht hinsichtlich der Zielerreichung der bilanzi- 
ellen Entlastung aufgegeben. Der Gesetzgeber hat danach 
zunächst zu beobachten, ob die bilanzielle Entlastung ei- 
nen ausreichenden Entlastungseffekt für die betroffenen 
Unternehmen hat, d. h. ob eine Altschuldentilgung inner- 
halb einer Zeitspanne von rund 20 Jahren von der Mehr- 
zahl der Unternehmen bei ordentlicher Wirtschaftsfüh- 
rung erreicht werden kann. Hierfür hat das Bundesverfas- 
sungsgericht dem Gesetzgeber eine Beobachtungsspanne 
von 10 Jahren ab Herstellung der Deutschen Einheit und 
Einführung der bilanziellen Entlastung zugebilligt. Nach 
Ablauf dieser Frist muss eine Überprüfung stattfinden, ob 
das angestrebte Ziel der Schuldentilgung in der Mehrzahl 
der Fälle in weiteren 10 Jahren, also bis 2010, erreicht 
werden kann. Dieser Kontrollpflicht ist die Bundesregie- 
rung nachgekommen. Sie hat festgestellt, dass bis zum 
Jahr 2010 nur knapp 5 Prozent der Unternehmen ihre Alt- 
schulden vollständig zurückzahlen werden. Sie hat ferner 
festgestellt, dass die durchschnittliche Altschuldenhöhe 
der Unternehmen bis zu diesem Zeitpunkt deutlich anstei- 
gen wird. Nach Abzug von Tilgungs- und Zinszahlungen 
als steuerliche Betriebsausgaben, würde bei Fortführung 
der bisherigen Regelungen letztlich nur ein Barwert von 
rund 350 Mio. Euro bis zum Jahr 2006 zurückgezahlt wer- 
den. 

3. Handlungsbedarf 

Unter Einbeziehung der Untersuchungsergebnisse der 
Bundesregierung besteht aufgrund des Auftrags des Bun- 
desverfassungsgerichts Handlungsbedarf. Für den Alt- 
schuldner kommt es entscheidend darauf an, Rechtsklar- 
heit darüber zu erhalten, wie mit dem Altschuldenprob- 
lem künftig umzugehen ist. Das vorliegende Gesetz führt 
zu Planungssicherheit für die betroffenen Unternehmen 
und darüber hat zudem befriedende Wirkung zwischen 
den LPG-Nachfolgeunternehmen und den so genannten 
Wiedereinrichtem. Der Bund ist seinerseits dem Steuer- 
zahler verpflichtet, in einem überschaubaren Zeitraum 
einen möglichst hohen Abbau der Altschulden zu erzie- 
len. Da die Bundesregierung davon ausgeht, dass der voll- 
ständige Abbau der Altschulden nicht möglich sein wird, 
hält der Gesetzgeber eine endgültige unbürokratische 
Lösung mit klaren Aussagen über zu erwartende Rück- 
zahlungshöhen für zweckmäßig. Mit der Neuregelung 
wird auf einfache und praktikable Weise geregelt, dass die 
Ablösung der Altschulden in Höhe von 33 Prozent der 
real bestehenden Altschulden innerhalb von 15 Jahren ab 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zu erfolgen hat. Der Bund in 
Gestalt des Ausgleichsfonds Währungsumstellung erhält 
einen Einmalbetrag in Höhe von 33 Prozent der Restfor- 
derungen als Vorleistung von der . . . Bank. Er übernimmt 
gleichzeitig das Ausfallrisiko für Zins und Tilgung im 
Fall der Insolvenz von Unternehmen. 

B. Einzelbegründung 

Zu § 1 (Altschulden, Kreditnehmer) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 definiert den Begriff landwirtschaftlicher Altschul- 
den. Diese Begriffsbestimmung ist erforderlich, um die im 

Rang zurückgetretenen Verbindlichkeiten, die in die gesetz- 


liche Neuregelung einbezogen werden, von anderen im Rang 
zurückgetretenen Verbindlichkeiten abzugrenzen. Entschei- 
dend für die Einbeziehung der vor- und nachgelagerten 
Unternehmen in die gesetzliche Neuregelung ist, dass diese 
Unternehmen zum Zeitpunkt des Abschlusses der Rangrück- 
trittsvereinbarung (RRV) entsprechend den Vorgaben der 
Anlage zur „Arbeitsanweisung des Bundesministers des 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten für Maßnahmen zur 
bilanziellen Entlastung von landwirtschaftlichen Unterneh- 
men“ mit einem landwirtschaftlichen Unternehmen verbun- 
den waren. RRV mit Unternehmen, die nicht zu den Unter- 
nehmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 gehören, fallen nicht in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält die Definition des Begriffs Kreditnehmer. 
Als Kreditnehmer gelten die Schuldner der landwirtschaft- 
lichen Altschulden gemäß Absatz 1 und die Unternehmen, 
die durch gesonderte Verträge in die Rangrücktrittsvereinba- 
rungen der Schuldner einbezogen sind. Hierunter fallen ins- 
besondere die Unternehmen, die Gewinnabführungsverträge 
mit dem Schuldner der landwirtschaftlichen Altschulden ab- 
geschlossen haben. 

Zu § 2 (Höhe der Rückzahlungsverpflichtung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt klar, dass eine Rückzahlung der Altkredite in 
voller Höhe in keinem Fall verlangt werden kann. Dies hat 
seinen Grand in der Berücksichtigung der mangelnden Wert- 
haltigkeit der Altkredite in den allermeisten Fällen. Zudem 
ist durch die aufgelaufenen Zinsen in den vergangenen Jah- 
ren für die meisten Unternehmen ein erheblicher Altkreditbe- 
trag angewachsen, der die Teilentschuldung durch die Treu- 
handanstalt/BvS oft im Nachhinein ohne Wirkung verbleiben 
lässt. 

Andererseits ist die Altschuldenbelastung aber auch vor dem 
Hintergrund zu sehen, dass etliche Betriebe nach der Wäh- 
rangsunion und bis zum heutigen Tage mit den durch die 
Altkredite finanzierten Anlagen und der Technik wirtschaf- 
ten konnten, was ihnen im Vergleich zu Neugründungen 
vergleichbarer Betriebe nach Abschluss der Rangrücktritts- 
vereinbarangen einen gewissen Vorteil verschaffte, da die 
Altkredite bei geringer oder gar keiner Gewinnerzielung ent- 
sprechend nicht zu bedienen waren und die noch verwertba- 
ren Anlagen dennoch genutzt werden konnten. 

Daher ist ein Mittelmaß zu finden, was durch den Ansatz der 
33-prozentigen Ablöseregelung sachgerecht geregelt wird. 

Die Ablöseregelung in Höhe von 33 Prozent in Verbindung 
mit den Bestimmungen zur kredit- und bankentechnischen 
Abwicklung stellt eine einfache und mit geringem Verwal- 
tungsaufwand durchführbare Maßnahme zur Behandlung 
des landwirtschaftlichen Altschuldenproblems dar. Die vor- 
geschlagene Regelung dient damit auch dem Bürokratie- 
abbau. 

Hierbei trägt besonders der Grad der Vereinfachung der 
3 3 -Prozent-Lösung gegenüber einer Ermittlung des Ablöse- 
betrages anhand der Ertrags-, Vermögens, oder Liquiditäts- 
lage dem Umstand Rechnung, dass eine in allen wesentlichen 
Punkten betriebsindividuell zu ermittelnde „gerechte“ Vor- 
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gehensweise aufgrund der Besonderheiten der Situation und 
der historischen Entwicklung nicht möglich ist. 

Eine Berechnung des denkbaren Ablösebetrages anhand 
einer betriebsindividuell vorzunehmenden Ertragswertbe- 
rechnung löst insbesondere folgende Fragestellung nicht: 

Gerade die Festsetzung einer Zukunftsprognose für die Bes- 
serangszahlung eines betroffenen Unternehmens zeigt bei 
einer Abzinsung gemäß dem jeweils geltenden europäischen 
Referenzzinssatz zur Ermittlung des Barwertes der zukünfti- 
gen Zahlungen, dass alle Unternehmen mit der gleichen Pro- 
gnose für die Besserungszahlung den gleichen Betrag als Ab- 
löseregelung zu zahlen hätten. 

Damit wäre aber die ungleich hohe Altschuldenbelastung 
dieser Unternehmen und der Hintergrund der Altschulden 
wie z. B.: 

Waren es Umlauf- oder Grandmittelkredite? 

Gab es kreditfinanzierte kommunale Investitionen? 

Sind die kreditfmanzierten Investitionen werthaltig oder 
nicht? 

nicht gerecht berücksichtigt. 

Der Ansatz der 3 3 -Prozent-Lösung für die zurückzuzahlende 
Altschuldenbelastung schafft hier eine Situation der Gleich- 
behandlung, ohne die genannten Unterschiedlichkeiten der 
betriebsindividuellen Altschuldensituation völlig außer Be- 
tracht zu lassen. Andererseits wird die eigenverantwortliche, 
marktwirtschaftlich zu fordernde Initiative der betroffenen 
Unternehmen zur Lösung des ihnen obliegenden Problembe- 
reichs nicht unterschätzt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 berücksichtigt den Umstand, dass die Betriebe zur 
Aufbringung der Kapitalmittel insofern nicht in der Lage sein 
werden, als der Kapitalmarkt - die Banken - den Unterneh- 
men neue Kredite zur Abdeckung von Altschulden - und dies 
noch ohne das Vorhandensein entsprechender Sicherheiten in 
den allermeisten Fällen - nicht zur Verfügung stellen wird. 

Die Regelung der Abzahlung in 1 5 Jahresraten erscheint da- 
gegen tragbar, da ja neben der jährlichen Verwaltungskosten- 
pauschale, wie sie bei Aufrechterhaltung der Rangrücktritts- 
vereinbarangen anfallen würden, dann auch die Wirtschafts- 
prüfungskosten für die Kontrolle der Einhaltung der Bestim- 
mungen und auch die 20-prozentige Abführung aus dem 
Jahresüberschuss wegfallen werden. 

Die weitere Folge des Wegfallens des Altschuldenproblems, 
nämlich die Beseitigung der wirtschaftlich hemmenden Wir- 
kungen der Rangrücktrittsvereinbarangen - man denke nur 
an die Unwägbarkeiten bei der Wertbestimmung von Unter- 
nehmensanteilen wegen der Nichteinschätzbarkeit des wirt- 
schaftlichen Risikos der Altschulden - wird eine Belebung 
der betriebswirtschaftlichen Ausgangssituation und der Ab- 
läufe in vielen betroffenen Unternehmen nach sich ziehen, 
was die Belastung mit den Raten der 15-jährigen Laufzeit 
rechtfertigt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, dass jeder Betrieb, der Sonderzahlungen 
leisten kann und will, dies ohne die benachteiligende Wir- 
kung etwaiger Schadens- bzw. Gewinnersatzansprüche der 
betroffenen Gläubigerbanken jederzeit tun kann. 


Mit der Regelung soll ein Anreiz geschaffen werden, das ins- 
gesamt volkswirtschaftlich hinderliche Problem der Alt- 
schulden für leistungsstärkere Unternehmen zu einem frühe- 
ren Zeitraum als dem Ablauf der 15 Jahre aus der Welt zu 
schaffen. 

Zu § 3 (Rangräcktritt) 

Der Rangrücktritt bleibt sinngemäß bestehen, um alle seine 
bisherigen Regelungen (z. B. Steuer- und bilanzrechtlicher 
Art) in dem Umfang für den nach Inkrafttreten des Gesetzes 
eintretenden Zustand aufrechtzuerhalten, die für die Errei- 
chung des Gesetzeszieles notwendig sind. 

Allerdings wird durch die „sinngemäße“ Anwendung der 
Bestimmungen des Rangrücktritts klargestellt, dass z. B. die 
Betriebe keine kumulative Abführung der 15 Jahresraten 
zzgl. zu der im Rangrücktritt vorgesehenen 20-prozentigen 
Jahresüberschussabführang zu leisten haben, letzteres ent- 
fällt. 

Zu § 4 (Vermögensauseinandersetzung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, dass der den Rückzahlungsbetrag nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 übersteigende Teil der landwirtschaftlichen 
Altschulden nicht für die Vermögensauseinandersetzung in 
der ehemaligen LPG zur Verfügung steht, aus der der Kredit- 
nehmer hervorgegangen ist. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt, dass der den Rückzahlungsbetrag nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 übersteigende Teil der landwirtschaftlichen 
Altschulden, soweit er in eine Rücklage eingestellt ist, dort 
verbleibt und nicht für die Entnahme der Gesellschafter zur 
Verfügung steht. Diese über die Interessen des Gläubiger- 
schutzes hinausgehende Ausschüttungssperre soll sicherstel- 
len, dass der den Ablösebetrag übersteigende Teil der Alt- 
schulden dem Zweck der Altschuldenregelung - Sanierung 
bzw. wirtschaftliche Stabilisierung der LPG-Nachfolgeun- 
temehmen - dient. Im Übrigen ist eine solche Regelung auch 
hinsichtlich der Vermögensauseinandersetzung im Verhält- 
nis zu den ausgeschiedenen Mitgliedern gerechtfertigt, die ja 
ebenfalls nicht mit einer Nachabfindung rechnen können. 

Zu § 5 (Vorleistung des Kreditinstituts) 

Wie bereits in der Allgemeinen Begründung dargestellt, hatte 
der Abschluss von RRV nach § 13 Abs. 4 DMBilG für die 
Gläubigerbanken zur Folge, dass die im Rang zurückgetrete- 
nen Forderungen gegenüber den LPG-Nachfolgeuntemeh- 
men ebenfalls nicht in der D-Mark-Eröffnungsbilanz ange- 
setzt werden durften. Im Gegenzug für den Nicht-Ansatz 
dieser Forderangen wurden den Banken verzinsliche Aus- 
gleichsforderangen gegen den Ausgleichsfonds Währungs- 
umstellung (AFW) zugeteilt. Hierdurch wurden die Banken 
im Ergebnis so gestellt, als hätten die LPG-Nachfolgeunter- 
nehmen die im Rang zurückgetretenen Altschulden bereits 
zurückgezahlt. Um eine Doppelbegünstigung der Banken 
auszuschließen, müssen die Banken sämtliche Zins- und Til- 
gungszahlungen, die sie bis Ende 2029 von landwirtschaft- 
lichen Unternehmen erhalten, an den AFW abführen (§ 43a 
DMBilG). 
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Die Abweichung von dieser Regelung in § 5 ist dadurch be- 
gründet, dass die Gläubigerbanken durch die marktübliche 
Verzinsung des gemäß § 2 abzulösenden Betrages wirtschaft- 
lich in die Situation gebracht werden, als wäre der Ablöse- 
betrag ein reguläres Kreditengagement. 

Dieser Umstand gebietet es, dass die Gläubigerbanken - die 
ja schon einmal so gestellt wurden, als hätten sie die Alt- 
schuldenbeträge bereits erhalten (s. o.), nun den Ablöse- 
betrag für alle Unternehmen insgesamt an den Ausgleichs- 
fonds zu zahlen haben. 

Durch die Hilfemöglichkeiten in Fällen der notwendigen 
Vermeidung unbilliger Härten und der ggf. möglichen Be- 
sicherungshilfe bei der Refinanzierung wird die wirtschaft- 
liche Verantwortung angemessen verteilt. 


Zu § 6 (Ausfall von Tilgung und Zins) 

Das wirtschaftliche Risiko der Insolvenz der Altschulden- 
unternehmen muss dort bleiben, wo es vor Inkrafttreten des 
Gesetzes lag, beim Ausgleichsfonds. 

Zu § 7 (Inkrafttreten) 

Diese Vorschrift regelt, dass das Gesetz am ersten Tag des 
Kalendervierteljahres, das auf das Kalendervierteljahr der 
Verkündung folgt, in Kraft treten soll. Durch die Wahl dieses 
Tennines wird eine möglichst unkomplizierte Umstellung 
auf die neue rechtliche Lage ennöglicht, da dadurch nicht ein 
bankunüblicher Beginn für die endgültige Altschulden- 
abwicklung gewählt wird. 
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